
 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

schon seit Jahren trommelt die Politik immer wieder für eine zusätz-

liche Altersversorgung neben der gesetzlichen Rente. Um die Be-

triebsrente für Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer attraktiver zu ma-

chen, ist jetzt eine umfassende Reform geplant. Änderungen und 

Verbesserungen gibt es dabei vor allem im Detail. Wenn es dage-

gen um die Auslegung bestehender Gesetze geht, ist regelmäßig 

der Bundesfinanzhof gefragt. In seiner jährlichen Urteilsvorschau 

nennt das Gericht die Verfahren, die auch für zahlreiche vergleich-

bare Fälle von Interesse sind und voraussichtlich im laufenden Jahr 

mit einem Urteil abgeschlossen werden. 
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Gewerbesteuer - - 15. 
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AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Mit Geld kann man viele 

Freunde kaufen, aber selten 

ist einer seinen Preis wert.« 

Josephine Baker 

 

»Mancher jammert das ganze 

Jahr, dass er zu wenig verdiene, 

und muss dann beim Ausfüllen 

seiner Steuererklärung feststel-

len, dass er mehr verdient, als er 

sich leisten kann.« 

unbekannt 
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Reform der betrieblichen Altersversorgung 

Mit einer Vielzahl von Detailverbesserungen und einem neuen 
Fördermodell soll die betriebliche Altersversorgung ausgebaut 
und in der Handhabung vereinfacht werden. 

Bundestag und Bundesrat beraten derzeit den im Dezember von 

der Bundesregierung eingebrachten Entwurf des Betriebsrenten-

stärkungsgesetzes. Das Gesetz enthält ein umfassendes Maßnah-

menpaket, mit dem die betriebliche Altersversorgung (BAV) geför-

dert werden soll. Die Maßnahmen richten sich insbesondere an 

kleine und mittlere Unternehmen sowie Beschäftigte mit geringem 

Einkommen und umfassen Änderungen im Arbeits-, Sozial und 

Steuerrecht. 

Im Lauf des Gesetzgebungsverfahrens wird das Gesetz noch einige 

Änderungen und weitere Verbesserungen erfahren. Der Bundesrat 

hat bereits eine Stellungnahme zum Gesetzentwurf abgegeben, in 

der er mehrere Korrekturen und Ergänzungen anregt. Die wichtigs-

ten Punkte des aktuellen Entwurfs haben wir aber bereits hier für 

Sie zusammengefasst. Alle genannten Punkte sollen zum 1. Januar 

2018 in Kraft treten.  

• Beitragszusagen: Im Betriebsrentengesetz wird eine Möglich-

keit geschaffen, künftig auf der Grundlage von Tarifverträgen rei-

ne Beitragszusagen einzuführen und damit die Arbeitgeber von 

bisherigen Haftungsrisiken für Betriebsrenten zu entlasten. In 

diesem Fall werden auch keine Mindest- bzw. Garantieleistungen 

der durchführenden Versorgungseinrichtungen mehr vorgesehen. 

Nichttarifgebundene Arbeit-

geber und Beschäftigte kön-

nen vereinbaren, dass die 

einschlägigen Tarifverträge 

auch für sie gelten sollen. 

• Riester-Rente: Bei der Ries-

ter-Rente sind mehrere Ver-

besserungen geplant. Die 

jährliche Grundzulage wird 

von gegenwärtig 154 Euro auf 165 Euro angehoben. Auf Anre-

gung des Bundesrats soll außerdem der maximale Sonderaus-

gabenabzug von 2.100 Euro auf 2.250 Euro steigen. Weiterhin 

sind Erleichterungen bei der Besteuerung der Abfindungen von 

Kleinbetragsrenten geplant. Beim Zulageverfahren werden die 

Abläufe verbessert, insbesondere durch eine kürzere Frist für die 

Überprüfung des Zulageanspruchs. Schließlich werden über den 

Arbeitgeber organisierte Riester-Renten in der gesetzlichen 

Kranken- und Pflegeversicherung künftig genauso behandelt wie 

zertifizierte Riester-Verträge; sie bleiben also in der Verren-

tungsphase beitragsfrei. 

• Grundsicherung: Im Sozialrecht werden neue Anreize für den 

Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung insbesondere bei 

Geringverdienern gesetzt. In der Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung bleiben freiwillige Zusatzrenten wie Be-

triebs- und Riester-Renten künftig bis zu 202 Euro pro Monat an-

rechnungsfrei. 

• BAV-Förderbetrag: Für Geringverdiener wird ein neues spezifi-

sches Steuer-Fördermodell für zusätzliche Beiträge des Arbeit-

gebers in eine betriebliche Altersversorgung des Arbeitnehmers 

eingeführt. Der Förderbetrag beträgt 30 % und wird an den Ar-

beitgeber über eine Verrechnung mit der vom Arbeitgeber abzu-

führenden Lohnsteuer ausgezahlt. Der Förderbetrag richtet sich 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Anhebung der GWG-Grenze 

Während des bisherigen Gesetzgebungs-

verfahrens für das Zweite Bürokratieent-

lastungsgesetz kam mehrfach eine Anhe-

bung der Schwelle für die Sofortabschrei-

bung von geringwertigen Wirtschaftsgü-

tern (GWG) ins Gespräch. Die Bundesre-

gierung hat sich nun entschlossen, Nägel 

mit Köpfen zu machen und die GWG-

Schwelle zum 1. Januar 2018 beinahe zu 

verdoppeln, nämlich von 410 Euro auf 800 

Euro. Die alte Grenze ist seit 1965 unver-

ändert – eine Anpassung ist also längst 

übefällig. Weitere Details über die Anpas-

sung hat die Bundesregierung noch nicht 

bekannt gegeben. Unklar ist daher insbe-

sondere, was aus der bisherigen Poolab-

schreibung für Wirtschaftsgüter mit einem 

Wert zwischen 150 Euro und 1.000 Euro 

werden soll. Es ist aber wahrscheinlich, 

dass die Sammelposten-Regelung aus Ver-

einfachungsgründen im Gegenzug gestri-

chen wird. 

 

Warnung vor Angeboten zur 
Registrierung einer UStIdNr 

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 

warnt erneut vor amtlich aussehenden 

Schreiben, in denen eine kostenpflichtige 

Registrierung, Erfassung und Veröffentli-

chung einer UStIdNr angeboten wird. Die-

se Schreiben stammen weder vom BZSt 

noch von einer anderen amtlichen Stelle. 

Die Vergabe der UStIdNr durch das BZSt 

erfolgt grundsätzlich kostenfrei. 

 

Steuerbegünstigung von 
Sanierungsgewinnen 

Seit 1997 gibt es keine gesetzliche Grund-

lage für die Steuerbegünstigung von Sa-

nierungsgewinnen mehr. Zwar hat das 

Bundesfinanzministerium den Erlass der 

Steuer auf Sanierungsgewinne in einer 

Verwaltungsanweisung geregelt, doch die 

hat der Bundesfinanzhof kürzlich als ver-

fassungswidrig eingestuft. Der Bundesrat 

hat auf diese Entscheidung jetzt reagiert 

und in seiner Stellungnahme zum Entwurf 

des „Gesetzes gegen schädliche Steuer-

praktiken im Zusammenhang mit Rechte-

überlassungen“ eine gesetzliche Regelung 

der Steuerbegünstigung vorgeschlagen. Es 

ist zwar noch nicht sicher, ob dieser Vor-

schlag unverändert umgesetzt wird, aber 

eine gesetzliche Grundlage ist damit be-

reits absehbar. Die Änderung soll in allen 

noch offenen Fällen gelten. 
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an Beschäftigte mit einem Bruttoeinkommen von bis zu 2.000 

Euro pro Monat. Für Beiträge von mindestens 240 Euro bis zu 

480 Euro im Kalenderjahr beträgt der Förderbetrag somit 72 bis 

maximal 144 Euro im Kalenderjahr. 

• BAV-Dotierungsrahmen: Der steuerfreie Dotierungsrahmen für 

Zahlungen des Arbeitgebers an Pensionskassen, Pensionsfonds 

oder Direktversicherungen wird zu einer einheitlichen prozentua-

len Grenze zusammengefasst und erhöht. Dieser beträgt 8 % der 

Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversiche-

rung. Die 20 % Pauschalbesteuerungsmöglichkeit wird beibehal-

ten. Die tatsächlich pauschalbesteuerten Beträge im Kalender-

jahr werden auf den neuen steuerfreien Dotierungsrahmen ange-

rechnet. Außerdem wird der Dotierungsrahmen bei Abfindungs-

zahlungen und gebrochenen Erwerbsbiographien durch Einräu-

mung einer zusätzlichen steuerfreien Dotierungsmöglichkeit in 

Höhe von bis zum 10-fachen Jahresvolumen flexibilisiert sowie 

verschiedene Vereinfachungen des steuerlichen Verwaltungsver-

fahrens umgesetzt.  

 

Urteilsvorschau für das laufende Jahr 

Der Bundesfinanzhof hat bekannt gegeben, in welchen Verfah-
ren 2017 voraussichtlich ein Urteil fallen wird. 

Mitunter kann es Jahre dauern, bis in einem Rechtsstreit ein Ergeb-

nis feststeht, erst recht, wenn die höchsten Gerichte in der Sache 

entscheiden müssen. Weil viele Verfahren nicht nur für die Beteilig-

ten von Bedeutung sind, veröffentlichen die Bundesgerichte immer 

wieder eine Liste der Verfah-

ren, zu denen sie in den 

nächsten Monaten eine Ent-

scheidung fällen wollen. 

Das hilft den Steuerzahlern 

vor allem bei der Entschei-

dung, ob es sich lohnen kann, 

den Steuerbescheid in einem 

vergleichbaren Fall durch ei-

nen Einspruch offen zu halten. Für Unternehmer und andere Steu-

erzahler sind vor allem folgende Verfahren interessant, die der 

Bundesfinanzhof in seiner Entscheidungsvorschau genannt hat: 

• Bauträgerfälle: In vielen Fällen sind Unternehmen und Finanz-

ämter bei Bauleistungen an Bauträger bis 2013 von einer Um-

kehr der Steuerschuldnerschaft ausgegangen. Für die Korrektur 

dieser Fälle wurde eine Vorschrift geschaffen, die mehrere teils 

hoch umstrittene Rechtsfragen aufwirft. Der Bundesfinanzhof 

wird dazu eine erste höchstrichterliche Entscheidung treffen. 

• Geschenke: Aufwendungen für Geschenke von mehr als 35 Eu-

ro pro Person können nicht als Betriebsausgaben abgezogen 

werden. Trotzdem muss der Empfänger den Vorteil versteuern. 

Dafür ist eine Pauschalierung der Einkommensteuer möglich, die 

der Schenker übernehmen kann. Ob zumindest diese Pauschal-

steuer als Betriebsausgabe abziehbar ist, wird nun geklärt. 

• Energiesparlampen: Seit 2005 sind die Hersteller gesetzlich 

verpflichtet, Elektro- und Elektronikgeräte abzuholen und zu ent-

sorgen. Ob aufgrund dieser Verpflichtung eine Rückstellung für 

zukünftige Aufwendungen zur Entsorgung von Energiesparlam-

pen gebildet werden kann, muss der Bundesfinanzhof klären. 

• Firmenwagen: Die Höhe des pauschalen Nutzungswerts für die 

Zuschläge für Bereitschaftsdienst 

Werden Bereitschaftsdienste pauschal zu-

sätzlich zum Grundlohn vergütet ohne 

Rücksicht darauf, ob die Tätigkeit an ei-

nem Samstag oder einem Sonntag er-

bracht wird, handelt es sich nicht um 

steuerfreie Zuschläge für Sonntags-, Fei-

ertags- oder Nachtarbeit. In einem sol-

chen Fall den Teil des Zuschlags heraus-

zurechnen, der auf Sonntage und Nacht-

arbeit entfällt und als steuerfrei zu be-

handeln, ist nach einem Urteil des Bun-

desfinanzhofs nicht möglich. Voraus-

setzung für die Steuerbefreiung ist aber, 

dass die Zuschläge neben dem Grundlohn 

geleistet werden und nicht Teil einer ein-

heitlichen Entlohnung für die gesamte, 

auch an Sonn- und Feiertagen oder nachts 

geleistete Tätigkeit sind. 

 

Umsatzsteuersatz auf E-Books 

Auf eine Anfrage des polnischen Verfas-

sungsgerichts hin hat der Europäische Ge-

richtshof entschieden, dass der höhere 

Umsatzsteuersatz für E-Books im Ver-

gleich zu gedruckten Büchern rechtmäßig 

ist. Der Grundsatz der Gleichbehandlung 

stehe den unterschiedlichen Steuersätzen 

nicht entgegen, weil die Ungleichbehand-

lung die Konsequenz der für den elektro-

nischen Handel geltenden Mehrwertsteu-

er-Sonderregelung sei. Bis zu einer Neu-

regelung für E-Books in der Mehrwert-

steuer-Systemrichtlinien führt also am 

vollen Umsatzsteuersatz kein Weg vorbei. 

 

Steuerschuldnerschaft des 
Bauträgers entfällt automatisch 

Seit der Bundesfinanzhof 2013 über die 

Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen 

in Bauträgerfällen entschieden hat, wer-

den zahllose Fälle rückabgewickelt. Dass 

trotz einer Gesetzesänderung speziell für 

diese Konstellation längst noch nicht alle 

Fragen beantwortet sind, zeigt ein neues 

Urteil des Finanzgerichts Münster. Dort 

wollte der Bauträger die gezahlte Um-

satzsteuer mit der Jahreserklärung vom 

Finanzamt erstattet bekommen. Dieses 

verweigerte die Erstattung, weil die Um-

satzsteuer noch nicht an die Baufirmen 

zurückgezahlt worden war, was nach der 

Gesetzesänderung aber erforderlich sei. 

Doch das Gericht sah das anders: Das Ge-

setz könne für sich genommen keine Um-

satzsteuerschuld generieren, sondern nur 

eine bereits bestehende Schuld berichti-

gen. Wenn der Bauträger aber von vorn-

herein keine Umsatzsteuer schuldet, grei-

fe die Berichtigungsvorschrift im Gesetz 

nicht ein. 
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Privatnutzung eines Firmenwagens wird auf die Gesamtkosten 

beschränkt. Der Bundesfinanzhof muss klären, ob durch den 

Ausschluss der 1 %-Regelung für Pkw im gewillkürten Betriebs-

vermögen ab 2006 auch eine solche Deckelung auf 50 % der 

tatsächlich angefallenen Kosten für diese Pkw geboten ist - ins-

besondere bei Gebrauchtwagen. 

• Gewerbliche Einkünfte: Die Gewerbesteuer wird pauschaliert 

auf die Einkommensteuer angerechnet, um die Doppelbelastung 

gewerblicher Einkünfte zu reduzieren. Die Anrechnung ist aller-

dings auf die tatsächlich anfallende Gewerbesteuer beschränkt. 

Der Bundesfinanzhof muss nun klären, ob diese Begrenzung bei 

Beteiligungen an mehreren Gesellschaften und bei mehrstöcki-

gen Gesellschaften für jede Beteiligung getrennt (betriebsbezo-

gen) oder zusammen (unternehmerbezogen) zu ermitteln ist. 

Außerdem muss der Bundes-

finanzhof die Frage beantwor-

ten, ob die Beschränkung der 

Steuerermäßigung für ge-

werbliche Einkünfte bei der 

Einkommensteuer gegen den 

Gleichheitssatz verstößt. 

• Gesellschafterdarlehen: 

Nach bisheriger Rechtspre-

chung des Bundesfinanzhofs zählten zu den nachträglichen An-

schaffungskosten einer Beteiligung auch eigenkapitalersetzende 

Darlehen des Gesellschafters. Mit dem Wegfall des zivilrechtli-

chen Eigenkapitalersatzrechts durch das MoMiG zum 1. Novem-

ber 2008 ist der gesellschaftsrechtliche Anknüpfungspunkt dieser 

Rechtsprechung entfallen. Das Gericht muss daher nun ent-

scheiden, ob und unter welchen Voraussetzungen auch künftig 

Verluste eines Gesellschafters aus einem der Gesellschaft ge-

währten Darlehen steuermindernd zu berücksichtigen sind. 

• Verdeckte Gewinnausschüttung: Leistungen der GmbH an 

den Gesellschafter oder ihm nahestehende Personen können 

zumindest in gewissen Fällen gleichzeitig als verdeckte Gewinn-

ausschüttung als auch als Schenkung durch die GmbH gelten. 

Der Bundesfinanzhof muss nun klären, ob die Erfassung der 

verdeckten Gewinnausschüttung bei der Körperschaft- und Ein-

kommensteuer ausschließt, dass das Finanzamt zusätzlich 

Schenkungsteuer festsetzen kann. 

• Schädlicher Anteilserwerb: Die Übertragung von Anteilen an 

einer Kapitalgesellschaft kann zum Wegfall der steuerlichen Ver-

luste führen, wenn ein Erwerber bestimmte Schwellenwerte 

überschreitet, wobei eine „Gruppe von Erwerbern mit gleichge-

richteten Interessen“ als ein Erwerber gilt. Unter welchen Vo-

raussetzungen eine solche Gruppe anzunehmen ist, muss der 

Bundesfinanzhof noch präzisieren. 

• Ausländische Betriebsstätte: Erzielt ein Unternehmen Verluste 

mit einer ausländischen Betriebsstätte, sind diese primär im Aus-

land abzuziehen. Die Richter müssen nun prüfen, ob die Begren-

zung der Verlustverrechnung mit EU-Recht vereinbar ist. 

• Lohnsummenregelung: Bei der Erbschaftsteuerbefreiung für 

Betriebsvermögen gilt die Lohnsummenregelung dann nicht, 

wenn der Betrieb nicht mehr als 20 (altes Recht) bzw. 5 (neues 

Recht) Beschäftigte hat. Der Bundesfinanzhof muss sich mit der 

Ermittlung der Arbeitnehmerzahl bei nachgeordneten Gesell-

schaften befassen und entscheiden, ob auch Arbeitnehmer aus 

dem Zeitraum vor dem 7. Juni 2013 einzubeziehen sind, als dies 

Steuerklasse bei Schenkung 
des biologischen Vaters 

Für eine Schenkung des leiblichen Vaters 

an sein Kind gilt bei der Schenkungsteuer 

grundsätzlich die günstigste Steuerklasse I 

mit dem entsprechenden Freibetrag von 

400.000 Euro. Daran ändert sich laut dem 

Finanzgericht Hessen auch dann nichts, 

wenn der biologische Vater nicht gleich-

zeitig der rechtliche Vater ist. Im Gegen-

satz zum Finanzamt hält das Gericht die 

einschränkende Auslegung des Gesetzes 

auf den rechtlichen Vater nicht für zwin-

gend. Außerdem widerspreche sie den 

Grundsätzen der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts. Dass Pflege-

kinder nicht in die Steuerklasse I fallen, 

spiele ebenfalls keine Rolle. 

 

Abschreibung bei mittelbarer 
Grundstücksschenkung 

Wer eine vermietete Immobilie erbt oder 

geschenkt bekommt, kann die Abschrei-

bung des vorherigen Eigentümers fortfüh-

ren. Der Bundesfinanzhof hat nun bestä-

tigt, dass das auch für eine mittelbare 

Schenkung gilt, bei der statt der Immobi-

lie ein Geldbetrag mit der Auflage ver-

schenkt wird, davon den Immobilienkauf 

zu finanzieren. Der Beschenkte kann dann 

auf die vom Schenker getragenen An-

schaffungskosten trotzdem eine Abschrei-

bung vornehmen. Zwar stellt der Kauf-

preis für den Beschenkten keinen echten 

Aufwand dar, weil das Geld dafür nicht 

von ihm stammt. Es ist dann aber ohne 

Zweifel dem Schenker Aufwand entstan-

den, was die Abschreibung ermöglicht. 

 

Wechsel der AfA-Methode für ein 
Gebäude ist nicht zulässig 

Nach der umfassenden Erweiterung eines 

Gebäudes 15 Jahre nach der ursprüngli-

chen Fertigstellung wollte der Eigentümer 

von der bisherigen degressiven Abschrei-

bung zur Abschreibung nach der tatsächli-

chen Nutzungsdauer wechseln. Diesem 

Plan hat nun das Finanzgericht Baden-

Württemberg eine klare Absage erteilt. 

Ein Wechsel von der degressiven zur line-

aren Gebäudeabschreibung ist nach An-

sicht des Gerichts grundsätzlich nicht 

möglich. Grund dafür ist nicht etwa, dass 

es für Gebäude anders als für bewegliche 

Wirtschaftsgüter keine explizite gesetzli-

che Regelung für den Wechsel zur linea-

ren Abschreibung gibt. Vielmehr sind im 

Gesetz bei der degressiven Abschreibung 

eines Gebäudes für die gesamte Dauer der 

Abschreibung starre und unveränderliche 

Staffelsätze festgeschrieben. 
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noch nicht gesetzlich vorgeschrieben war. 

• Umstrukturierung: Mehrere Verfahren betreffen die Regelung 

zur Nichterhebung der Grunderwerbsteuer bei einer Umstruktu-

rierung im Konzern. Insbesondere geht es um die Frage, ob die 

Steuervergünstigung für eine Ausgliederung auf eine neu ge-

gründete Gesellschaft im Konzern auch dann gewährt werden 

kann, wenn wegen der Neugründung der Gesellschaft die fünf-

jährige Vorbehaltensfrist nicht eingehalten wurde. 

• Drei-Objekte-Grenze: Der Bundesfinanzhof muss prüfen, ob ein 

gewerblicher Grundstückshandel vorliegt, wenn ein Immobilien-

besitzer über einen Makler zunächst vier von fünf Eigentums-

wohnungen anbietet und davon drei innerhalb weniger Monate 

verkauft sowie die vierte Wohnung zwei Monate später seiner 

Ehefrau schenkt. Ebenso ist unklar, ob der spätere Verkauf die-

ser Wohnung durch die Ehefrau zu berücksichtigen ist. 

• Pflegefreibetrag: Hat der Erbe den Erblasser vor dessen Tod 

unentgeltlich oder nur gegen geringes Entgelt gepflegt, so kann 

er bei der Erbschaftsteuer einen Pflegefreibetrag von bis zu 

20.000 Euro geltend machen. Der Streit beim Bundesfinanzhof 

betrifft die Frage, ob und un-

ter welchen Voraussetzun-

gen dieser Pflegefreibetrag 

einem Erben zusteht, der 

dem Erblasser gesetzlich 

zum Unterhalt verpflichtet 

war. 

• Zusätzliche Pflegekräfte: 

Ein in einem Pflegeheim un-

tergebrachter Steuerzahler beschäftigt zu seiner Versorgung und 

Betreuung zusätzlich private Pflegekräfte. In dem Verfahren geht 

es um die Frage, in welcher Höhe die Ausgaben angemessen 

und als außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen sind. 

• Scheidungskosten: Seit 2013 sind Prozesskosten grundsätzlich 

vom Abzug als außergewöhnliche Belastung ausgeschlossen. 

Berücksichtigt werden nur noch solche Aufwendungen, ohne die 

der Steuerzahler Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlie-

ren. In mehreren Verfahren wird der Bundesfinanzhof entschei-

den, ob Prozesskosten für eine Ehescheidung auch nach der 

gesetzlichen Neuregelung noch abziehbar sind. 

• Künstliche Befruchtung: Die künstliche Befruchtung mit einer 

Eizellspende einer fremden Frau ist in Deutschland verboten. 

Der Bundesfinanzhof muss nun entscheiden, ob die Aufwendun-

gen trotzdem als außergewöhnliche Belastung zu berücksichti-

gen sind, wenn die Behandlung rechtskonform in einem anderen 

EU-Staat erfolgt ist, der die Maßnahme erlaubt. 

• Verlustverrechnung: Dem Gericht wurde die Frage gestellt, ob 

Verluste aus Kapitalvermögen, die der Abgeltungsteuer unterlie-

gen mit positiven Kapitaleinkünften, die der tariflichen Einkom-

mensteuer unterliegen, verrechnet werden können. 

• Beteiligungsgrenze: Unter welchen Bedingungen für Zinserträ-

ge aus einer Kapitalgesellschaft die tarifliche Einkommensteuer 

oder die Abgeltungsteuer zur Anwendung kommt, ist Gegen-

stand mehrerer Verfahren. Es geht um die Frage, ob auch mit-

telbare Beteiligungen bei der Ermittlung der gesetzlichen Beteili-

gungsgrenze von 10 % zu berücksichtigen sind, die eine tarifli-

che Besteuerung erzwingt. Außerdem ist zu klären, ob bereits 

eine mittelbare Beteiligung von mindestens 1 % ein Wahlrecht 

Anzeigepflicht trotz straf-
bewehrtem Bankgeheimnis 

Banken müssen nach dem Tod des Konto-

inhabers dem Finanzamt das bei ihnen 

hinterlegte Vermögen anzeigen. Hat eine 

inländische Bank eine unselbstständige 

Zweigniederlassung im Ausland, muss sie 

auch die von dieser Niederlassung ver-

wahrten oder verwalteten Vermögensge-

genstände melden. Diese Anzeigepflicht 

besteht laut einer Entscheidung des Bun-

desfinanzhofs auch dann, wenn im ande-

ren Staat (hier Österreich) ein strafbe-

wehrtes Bankgeheimnis gilt. 

 

Rückstellungen für Zuwendungen 
anlässlich eines Dienstjubiläums 

Die Bildung einer Rückstellung für die Zu-

wendung anlässlich eines Dienstjubiläums 

ist nur dann zulässig, wenn das Arbeits-

verhältnis mindestens 10 Jahre bestanden 

hat, die Zuwendung das Bestehen eines 

Arbeitsverhältnisses von mindestens 15 

Jahren voraussetzt und die Zusage schrift-

lich erteilt wird. Es ist nicht erforderlich, 

dass die Zusage rechtsverbindlich, unwi-

derruflich und vorbehaltlos erteilt wird. 

Bei Verpflichtungen mit Widerrufsvorbe-

halten schaut das Finanzamt aber genauer 

hin, ob die Entstehung der Verbindlichkeit 

wahrscheinlich ist. Darauf weist die Ober-

finanzdirektion Niedersachsen hin. Dar-

über hinaus kann ausschließlich der Teil 

der Anwartschaft berücksichtigt werden, 

der auf die Dienstzeiten nach dem 31. 

Dezember 1992 entfällt. 

 

Erste Tätigkeitsstätte eines 
Leiharbeitnehmers 

Für Leiharbeitnehmer stellt sich seit der 

Reform des Reisekostenrechts im Jahr 

2014 die Frage, ob der Betrieb des Entlei-

hers ihre erste Tätigkeitsstätte ist. Wäre 

das der Fall, darf für den Weg zur Arbeit 

nur die Entfernungspauschale angesetzt 

werden. Das Finanzgericht Niedersachsen 

hat die Frage aber verneint: Die Zuwei-

sung durch den Arbeitsgeber, „bis auf 

Weiteres“ im Betrieb des Entleihers tätig 

zu sein, könne in der Regel nicht als un-

befristet im Sinn der gesetzlichen Vor-

schrift angesehen werden. Der Arbeit-

nehmer kann damit die Fahrten zum Ent-

leihbetrieb nach Dienstreisegrundsätzen 

in der Steuererklärung ansetzen, also pro 

gefahrenem Kilometer 0,30 Euro geltend 

machen. Das Finanzamt hat Revision ge-

gen das Urteil eingelegt, womit nun der 

Bundesfinanzhof entscheiden muss. 
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zur Besteuerung nach dem Steuertarif und dem damit verbunde-

nen Abzug der tatsächlichen Werbungskosten eröffnet. 

• Darlehensausfall: In einem Verfahren muss der Bundesfinanz-

hof klären, ob der Totalausfall einer privaten Darlehensforderung 

wegen Insolvenz des Darlehensnehmers nach der Einführung  

der Abgeltungsteuer zu steuerwirksamen Verlusten führt. 

• Goldfinger: Beim Goldfinger-Steuersparmodell gründeten Steu-

erzahler in Großbritannien eine Gesellschaft und nahmen den 

kreditfinanzierten Handel mit Gold auf. Nun wird darum gestritten, 

ob es sich um einen Gewerbebetrieb handelte und die Anschaf-

fungskosten für das Gold sich steuermindernd auswirken. 

• Übungsleiterpauschale: Einnahmen aus einer nebenberufli-

chen Tätigkeit sind bis zu 2.400 Euro steuerfrei. Bei höheren 

Einnahmen darf nur der Teil der mit der Tätigkeit verbundenen 

Ausgaben als Betriebsausgaben abgezogen werden, der die 

steuerfreien Einnahmen übersteigt. Im vorliegenden Verfahren 

wird der Bundesfinanzhof entscheiden, ob die den Freibetrag 

übersteigenden Ausgaben als Betriebsausgaben zuzulassen 

sind, wenn die Einnahmen den Freibetrag unterschreiten. 

• Pflichtteilsanspruch: Folgewirkung für andere Erben haben 

könnte ein Verfahren, in dem es um die Frage geht, ob ein 

Pflichtteilsanspruch des Erblassers Teil des steuerpflichtigen Er-

bes ist, obwohl der Erblasser zu seinen Lebzeiten den Pflicht-

teilsanspruch nicht geltend gemacht hat.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

 

 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Stefan Penka 

Steuerberater 

Vertrauensschutz nach Einigung 
im Verfahren beim Finanzgericht 

Ein Streit mit dem Finanzamt beim Fi-

nanzgericht kann auch durch eine Eini-

gung beider Seiten beigelegt werden. 

Wenn das Finanzamt nach einer solchen 

Einigung den angefochtenen Steuerbe-

scheid zwar wie vereinbart aufhebt, an-

schließend aber einen inhaltsgleichen 

Steuerbescheid erlässt, der nur rechtlich 

anders begründet wird, verstößt es gegen 

den Grundsatz von Treu und Glauben. Der 

Bundesfinanzhof hat daher den zweiten 

Steuerbescheid kassiert und dem Kläger 

ein Recht auf Vertrauensschutz gewährt. 

 
Kosten für die Reise zum im 
Ausland lebenden Kind 

Eltern können die Kosten, die ihnen durch 

Besuchsreisen zu ihrem im Ausland leben-

den Kind entstanden sind, nicht als au-

ßergewöhnliche Belastungen steuerlich 

geltend machen. Das Finanzgericht Rhein-

land-Pfalz meint, dass diese Kosten be-

reits durch den Familienleistungsausgleich 

ausreichend abgegolten sind, da es viele 

Familien gibt, in denen die minderjähri-

gen Kinder von ihren Eltern getrennt le-

ben – sei es nach einer Scheidung, wegen 

eines Internatsbesuchs oder aus anderen 

Gründen. Im Streitfall war die Tochter 

nach der erneuten Versetzung des Vaters 

im Ausland geblieben, um nicht erneut 

die Schule wechseln zu müssen. 

 


